
 

  

S 3 RA 1/01

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Bundesrepublik Deutschland
Sozialgericht Bundessozialgericht
Sachgebiet Rentenversicherung
Abteilung 4
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Zugehörigkeit zur zusätzlichen

Altersversorgung der technischen
Intelligenz
Tätigkeit bei der Vereinigung
volkseigener Betriebe (VVB) der
Milchwirtschaft
volkseigener Produktionsbetrieb
gleichgestellter Betrieb
Neueinbeziehungsverbot
-Verfassungsmäßigkeit

Leitsätze Den volkseigenen Produktionsbetrieben
der Industrie oder des Bauwesens
gleichgestellt waren am 30.6.1990 nur
solche "Einrichtungen" iS des
Zusatzversorgungssystems der
technischen Intelligenz (Anl 1 Nr 1 zum
AAÜG) die in § 1 Abs 2 der ZAVtIVDBest 2
abschließend aufgeführt waren
unter die dort genannten Vereinigungen
volkseigener Betriebe fielen keine
Zusammenschlüsse von volkseigenen
Betrieben und Genossenschaften.

Normenkette AAÜG § 1 Abs 1 S 1
AAÜG § 1 Abs 1 S 2
AAÜG § 8
AAÜG Anl 1 Nr 1
EinigVtr Anlage II Kap VIII H III Nr 9
EinigVtr Anlage II Kap VIII H
EinigVtr Anlage II Kap VIII F III Nr 8
EinigVtr Anlage II Kap VIII F
EinigVtr Art 9 Abs 2
EinigVtr Art 19 S 1
RAnglG § 22 Abs 1
ZAVtIV § 1
ZAVtIVDBest 2 § 1 Abs 1 S 1
ZAVtIVDBest 2 § 1 Abs 1 S 2
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ZAVtIVDBest 2 § 1 Abs 2
VoEigBetrKombVVBV § 33
VoEigBetrKombVVBV §§ 33ff
VoEigBetrKombVVBV § 34 Abs 1
VoEigKombV § 43 Abs 2
VoEigProdBetrV § 49 Abs 2
GG Art 3 Abs 1
GG Art 3 Abs 3
GG Art 20 Abs 3

1. Instanz

Aktenzeichen S 3 RA 1/01
Datum 16.10.2002

2. Instanz

Aktenzeichen L 4 RA 132/02
Datum 31.03.2004

3. Instanz

Datum 26.10.2004

Auf die Revision der Beklagten werden die Urteile des Landessozialgerichts
Mecklenburg-Vorpommern vom 31. MÃ¤rz 2004 und des Sozialgerichts
Neubrandenburg vom 16. Oktober 2002 aufgehoben. Die Klagen gegen den
Bescheid der Beklagten vom 19. Juni 2000 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 29. November 2000 werden abgewiesen.
AuÃ�ergerichtliche Kosten des Rechtsstreits sind nicht zu erstatten.

GrÃ¼nde:

I

Die Beteiligten streiten, ob die Beklagte als VersorgungstrÃ¤ger fÃ¼r das
Zusatzversorgungssystem der Anlage 1 Nr 1 zum Anspruchs- und
AnwartschaftsÃ¼berfÃ¼hrungsgesetz (AAÃ�G) verpflichtet ist, TatbestÃ¤nde von
Zeiten der ZugehÃ¶rigkeit zur Altersversorgung der technischen Intelligenz
(AVItech), und zwar vom 1. Juli 1968 bis 30. Juni 1990, sowie die entsprechenden
Arbeitsentgelte festzustellen.

Der im April 1940 geborene KlÃ¤ger erlangte nach Abschluss seines Studiums im
Jahre 1965 den Grad eines Diplom-Ingenieurs der Studienrichtung Milchwirtschaft.
Im hier streitigen Zeitraum, in der Zeit von Juli 1968 bis Juni 1990, war er bei der
Vereinigung der Betriebe der Milchwirtschaft des Bezirks N. beschÃ¤ftigt. Von Juli
1968 bis Dezember 1969 war er dort als Leiter des wissenschaftlich technischen
Zentrums, von Januar 1970 bis Dezember 1974 als Ã�konom fÃ¼r
Datenverarbeitung und von Januar 1975 bis September 1990 als Fachdirektor
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tÃ¤tig.

Seinen Antrag auf Feststellung von Zeiten der ZugehÃ¶rigkeit zur AVItech lehnte die
Beklagte mit Bescheid vom 19. Juni 2000 ab, weil der KlÃ¤ger nicht in einem
volkseigenen Produktionsbetrieb der Industrie oder des Bauwesens und auch nicht
in einem diesem gleichgestellten Betrieb beschÃ¤ftigt gewesen sei. Mit dem
Widerspruch machte der KlÃ¤ger geltend, seine BeschÃ¤ftigung bei der Vereinigung
der Betriebe der Milchwirtschaft sei mit derjenigen in einer Vereinigung
volkseigener Betriebe (VVB) vergleichbar; diese sei in der 2.
DurchfÃ¼hrungsbestimmung (2. DB) vom 24. Mai 1951 (GBl S 487) zur Verordnung
Ã¼ber die zusÃ¤tzliche Altersversorgung der technischen Intelligenz in den
volkseigenen und ihnen gleichgestellten Betrieben (VO-AVItech) vom 17. August
1950 (GBl S 844) den Produktionsbetrieben gleichgestellt; es habe sich insoweit um
ein wirtschaftsleitendes Organ gehandelt. Den Widerspruch wies die Beklagte mit
Widerspruchsbescheid vom 29. November 2000 zurÃ¼ck.

Das SG Neubrandenburg hat durch Urteil vom 16. Oktober 2002 die Beklagte unter
AbÃ¤nderung der angefochtenen Bescheide verurteilt, die Zeiten vom 1. Juli 1968
bis 30. Juni 1990 als Zeiten der ZugehÃ¶rigkeit zum Zusatzversorgungssystem der
Anlage 1 Nr 1 zum AAÃ�G "anzuerkennen" und die entsprechenden Arbeitsentgelte
festzustellen. Es hat im Wesentlichen ausgefÃ¼hrt: Der KlÃ¤ger sei den in das
Versorgungssystem der AVItech Einbezogenen auf Grund verfassungskonformer
Auslegung des Â§ 1 Abs 1 AAÃ�G gleichzustellen. Zwischen den Beteiligten sei
"unstreitig", dass er die persÃ¶nlichen und sachlichen Voraussetzungen fÃ¼r eine
Einbeziehung in die AVItech erfÃ¼lle. Auch die betriebliche Voraussetzung fÃ¼r
eine Einbeziehung habe vorgelegen. Der KlÃ¤ger sei im og Zeitraum bei der
Vereinigung der Betriebe der Milchwirtschaft N. beschÃ¤ftigt gewesen. Insoweit
handele es sich â�� nach Wertung der Kammer â�� um einen gleichgestellten
Betrieb iS von Â§ 1 Abs 2 2. DB zur VO-AVItech, nÃ¤mlich um eine VVB. Von der
typischen VVB habe sich die Vereinigung fÃ¼r die Lenkung der milchverarbeitenden
Industrie lediglich dadurch unterschieden, dass ihr neben volkseigenen Betrieben
(VEB) auch genossenschaftliche Betriebe unterstellt gewesen seien. Sie sei jedoch
gemÃ¤Ã� Ziffer I.1.2 der Finanzierungsrichtlinie fÃ¼r 1971 â��
NahrungsgÃ¼terwirtschaft â�� vom 12. Mai 1971 den Kombinaten der
Milchwirtschaft gleichgestellt gewesen.

Mit Urteil vom 31. MÃ¤rz 2004 hat das LSG Mecklenburg-Vorpommern die Berufung
der Beklagten mit folgender BegrÃ¼ndung zurÃ¼ckgewiesen: Der KlÃ¤ger habe in
der DDR zwar keine Versorgungszusage erhalten; er sei jedoch auf Grund
verfassungskonformer Auslegung des Â§ 1 Abs 1 AAÃ�G den in das
Zusatzversorgungssystem Einbezogenen gleichzustellen. Denn er hÃ¤tte
bundesrechtlich am 30. Juni 1990 einen Anspruch auf Erteilung einer
Versorgungszusage gehabt. Die Einbeziehung in die AVItech sei von drei
Voraussetzungen, nÃ¤mlich einer persÃ¶nlichen, einer sachlichen und einer
betrieblichen, abhÃ¤ngig gewesen. Zwischen den Beteiligten sei unstreitig, dass der
KlÃ¤ger als Diplom-Ingenieur die persÃ¶nliche und die fachliche Voraussetzung
fÃ¼r eine Einbeziehung in die AVItech erfÃ¼llt gehabt habe. Ferner sei unstreitig,
dass die Vereinigung der Betriebe der Milchwirtschaft N. nicht ein volkseigener
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Produktionsbetrieb im Bereich der Industrie oder des Bauwesens gewesen sei. Die
Vereinigung der Betriebe der Milchwirtschaft sei jedoch nach Ansicht des Senats ein
gleichgestellter Betrieb iS der 2. DB zur VO-AVItech gewesen. Das SG habe
zutreffend ausgefÃ¼hrt, dass die VVB ein wirtschaftsleitendes Organ gewesen sei,
dem VEB, Kombinate und Einrichtungen unterstellt gewesen seien. Nach Â§ 2 der
Verordnung Ã¼ber die Aufgaben, Rechte und Pflichten der volkseigenen Betriebe,
Kombinate und VVB vom 28. MÃ¤rz 1973 ((Kombinats-VO 1973) GBl I S 129) habe
diese Verordnung ua fÃ¼r Betriebe der Landwirtschaft gegolten. GemÃ¤Ã� Â§ 34
aaO sei die VVB fÃ¼r die Durchsetzung der Wirtschaftsaufgaben im Industriezweig
verantwortlich gewesen. Finanzwirtschaftlich sei sie Zwischenglied zwischen
Staatshaushalt und den unterstellten Betrieben gewesen. Die wirtschaftliche
RechnungsprÃ¼fung der VVB sei abgeleitet von der Gewinn- und Verlustrechnung
der Betriebe. Die Kombinats-VO 1973 sei nach dem Statut der Vereinigung der
Betriebe der Milchwirtschaft Grundlage der GrÃ¼ndung gewesen; sie sei
"entsprechend" der Regelung des Â§ 47 Abs 3 aaO in das Register der volkseigenen
Wirtschaft einzutragen gewesen. Die Besonderheit der Vereinigung der Betriebe der
Milchwirtschaft des Bezirks N. habe darin bestanden, dass ihr im Gegensatz zu
anderen VVB nicht nur VEB, sondern auch Molkereigenossenschaften unterstellt
gewesen seien. Nach Ansicht des Senats Ã¤ndere diese Tatsache jedoch nichts an
dem Charakter der Vereinigung als VVB iS der 2. DB VO-AVItech.

Die Beklagte hat die vom LSG zugelassene Revision eingelegt. Sie rÃ¼gt eine
Verletzung des Â§ 1 AAÃ�G durch das LSG und trÃ¤gt vor: Der KlÃ¤ger habe zwar
die persÃ¶nliche Voraussetzung fÃ¼r eine ZugehÃ¶rigkeit zur AVItech erfÃ¼llt,
nicht jedoch die sachliche und die betriebliche. Nicht festgestellt sei, ob der KlÃ¤ger
am 30. Juni 1990 als Ingenieur beschÃ¤ftigt gewesen sei. Er sei nach den
Unterlagen als "Direktor Ã�konomie" mit der Planung und LÃ¶sung von
finanzÃ¶konomischen Aufgaben der Vereinigung befasst gewesen, nicht jedoch mit
ingenieurtechnischen Aufgaben; nur fÃ¼r eine derartige BeschÃ¤ftigung sei das
Versorgungssystem der technischen Intelligenz eingefÃ¼hrt worden. Es fehle auch
an der betrieblichen Voraussetzung fÃ¼r eine ZugehÃ¶rigkeit zur AVItech.
Unterstellt gewesen seien den VVB nur Wirtschaftseinheiten, die sich im
Volkseigentum befunden hÃ¤tten. Es sei der Kombinats-VO 1973 nicht zu
entnehmen, dass eine derartige VVB sich auch aus VEB und sozialistischen
Genossenschaften habe zusammensetzen kÃ¶nnen. Eine Eintragung der
Vereinigung in das Register der volkseigenen Wirtschaft sei als "andere Einrichtung
im Bereich der Volkswirtschaft" mÃ¶glich gewesen. Im Unterschied zu
KooperationsverbÃ¤nden, ua landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften
und sozialistischen Betrieben der NahrungsgÃ¼terwirtschaft, hÃ¤tten derartige
Vereinigungen lediglich kombinatsÃ¤hnlichen Charakter gehabt.

Die Beklagte beantragt,
die Urteile des Landessozialgerichts Mecklenburg-Vorpommern vom 31. MÃ¤rz 2004
und des Sozialgerichts Neubrandenburg vom 16. Oktober 2002 aufzuheben und die
Klagen gegen den Bescheid vom 19. Juni 2000 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 29. November 2000 abzuweisen.

Der KlÃ¤ger beantragt,
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die Revision zurÃ¼ckzuweisen.

Er trÃ¤gt vor: Entgegen der Ansicht der Beklagten habe er durch seine
BeschÃ¤ftigung als Fachdirektor fÃ¼r Ã�konomie in der Vereinigung der Betriebe
der Milchwirtschaft sowohl die sachliche als auch die betriebliche Voraussetzung
fÃ¼r eine Einbeziehung in die AVItech erfÃ¼llt. Die Vereinigung sei eine
eigenstÃ¤ndige selbststÃ¤ndige Firma gewesen, die dem Rat des Bezirks unterstellt
gewesen sei. ZustÃ¤ndiges Zentralorgan sei das Ministerium fÃ¼r Landwirtschaft
und NahrungsgÃ¼terwirtschaft gewesen. Zu dieser Vereinigung hÃ¤tten
verschiedene "Eigentumsformen" gehÃ¶rt, nÃ¤mlich sechs VEB, zehn
Genossenschaften und ein Kombinat. Diese Konstellation sei fÃ¼r die Bildung eines
VVB hinderlich, obgleich nach allen anderen Kriterien eine Gleichstellung mit einer
VVB festzustellen sei. Mit dem Eintragungsantrag zum Register der volkseigenen
Wirtschaft sei das Statut eingereicht worden. Der Hauptdirektor sei vom
Ã¼bergeordneten staatlichen Organ berufen worden. Die Eintragung sei als VVB
erfolgt.

II

Die Revision der Beklagten ist begrÃ¼ndet.

Die Urteile der Vorinstanzen sind aufzuheben. Denn der KlÃ¤ger hat keinen mit den
Anfechtungs- und Verpflichtungsklagen (Â§ 54 Abs 1 SGG) verfolgbaren Anspruch
auf Feststellung von Zeiten der ZugehÃ¶rigkeit zur AVItech im Zeitraum vom 1. Juli
1968 bis 30. Juni 1990 sowie auf Feststellung der in diesem Zeitraum erzielten
Arbeitsentgelte (Â§ 8 Abs 3 Satz 1, Abs 1 und 2 AAÃ�G). Die Vorschriften des AAÃ�G
finden auf den KlÃ¤ger bereits keine Anwendung, da die Voraussetzungen des Â§ 1
Abs 1 AAÃ�G nicht vorliegen. Im Hinblick hierauf ist nicht zu prÃ¼fen, ob die
Voraussetzungen nach Â§ 5 Abs 1 AAÃ�G gegeben sind (vgl hierzu BSG SozR 3-8570
Â§ 1 Nr 1).

1. Der KlÃ¤ger war â�� wie das LSG festgestellt hat â�� am 1. August 1991 nicht
Inhaber einer Versorgungsanwartschaft.

a) MaÃ�stabsnorm ist insoweit Â§ 1 Abs 1 AAÃ�G. Nach Satz 1 dieser Bestimmung
gilt das Gesetz fÃ¼r Versorgungsberechtigungen (AnsprÃ¼che oder
Anwartschaften), die auf Grund der ZugehÃ¶rigkeit zu Versorgungssystemen im
Beitrittsgebiet erworben worden sind und beim Inkrafttreten dieses Gesetzes am 1.
August 1991 bestanden haben (Â§ 1 Abs 1 Satz 1 AAÃ�G). War ein Verlust der
Versorgungsanwartschaften deswegen eingetreten, weil die Regelungen des
Versorgungssystems ihn bei einem Ausscheiden vor dem Leistungsfall vorsahen, gilt
dieser Anwartschaftsverlust nach Satz 2 dieser Vorschrift als nicht eingetreten.

Geht man von dem Wortlaut der Vorschrift aus, so erfÃ¼llt der KlÃ¤ger beide
TatbestÃ¤nde nicht.

Der KlÃ¤ger war nicht Inhaber einer bei Inkrafttreten des AAÃ�G am 1. August 1991
bestehenden Versorgungsanwartschaft (Â§ 1 Abs 1 Satz 1 AAÃ�G). Eine
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Einzelfallentscheidung, durch die ihm zum 1. August 1991 eine
Versorgungsanwartschaft zuerkannt worden ist, liegt nicht vor; weder hatte er eine
positive Statusentscheidung der Beklagten erlangt, noch hatte er nach den fÃ¼r
den Senat bindenden Feststellungen des LSG eine frÃ¼here Versorgungszusage in
Form eines nach Art 19 Satz 1 Einigungsvertrag (EV) bindend gebliebenen
Verwaltungsakts. Der KlÃ¤ger war auch nicht auf Grund einer spÃ¤teren
Rehabilitationsentscheidung in das Versorgungssystem der AVItech einbezogen
worden.

FÃ¼r den KlÃ¤ger gilt Â§ 1 Abs 1 Satz 2 AAÃ�G ebenfalls nicht. Denn er hatte nach
den bindenden Feststellungen des LSG vor dem 30. Juni 1990 keine
Versorgungsanwartschaft erlangt, die er bei einem Ausscheiden hÃ¤tte verlieren
kÃ¶nnen. Nur in diesen FÃ¤llen wird kraft Gesetzes eine Anwartschaft nach Â§ 1 Abs
1 Satz 2 AAÃ�G fingiert (vgl Urteile des BSG, SozR 3-8570 Â§ 1 Nr 2 S 15, Nr 3 S 20
f).

b) Der KlÃ¤ger hatte nach dem am 1. August 1991 gÃ¼ltigen Bundesrecht und auf
Grund der am 30. Juni 1990 gegebenen tatsÃ¤chlichen UmstÃ¤nde aus
bundesrechtlicher Sicht auch keinen Anspruch auf Erteilung einer fiktiven
Versorgungszusage iS der vom erkennenden Senat vorgenommenen erweiternden
verfassungskonformen Auslegung des Â§ 1 Abs 1 AAÃ�G (vgl hierzu BSG SozR
3-8570 Â§ 1 Nr 2 S 12, Nr 4 S 26 f, Nr 5 S 32 f, Nr 6 S 39 f, Nr 8 S 72 ff). Zwar hat
der EV (Art 9 Abs 2 iVm Anl II Kap VIII Sachgebiet H Abschnitt III Nr 9) vom 31.
August 1990 (BGBl II S 889) eine Neueinbeziehung in ein Versorgungssystem
ausdrÃ¼cklich untersagt; dies ist durch Â§ 22 Abs 1 Rentenangleichungsgesetz
DDR vom 28. Juni 1990 (GBl I S 495, Art 9 Abs 2 EV iVm der Anl II Kap VIII
Sachgebiet F Abschnitt III Nr 8) bekrÃ¤ftigt worden. Neueinbeziehungen konnten
danach seit dem 1. Juli 1990 nicht mehr wirksam werden. Allerdings ist der dieses
Verbot durchbrechende Â§ 1 Abs 1 Satz 2 AAÃ�G aus GrÃ¼nden der
Gleichbehandlung verfassungskonform â�� erweiternd â�� auszulegen. Der Senat
hat insoweit entschieden, dass eine (fiktive) Versorgungsanwartschaft nicht nur bei
denjenigen besteht, die am 30. Juni 1990 zwar nicht in ein Versorgungssystem
einbezogen waren, jedoch nach Â§ 1 Abs 1 Satz 2 AAÃ�G so behandelt werden, weil
sie zu irgendeinem Zeitpunkt davor aus dem Versorgungssystem ausgeschieden
waren, sondern auch bei denjenigen, die am 30. Juni 1990 nach den Regeln der
Versorgungssysteme zwar die Voraussetzungen fÃ¼r eine Einbeziehung erfÃ¼llt
gehabt hÃ¤tten, jedoch aus bundesrechtlich nicht anzuerkennenden GrÃ¼nden
nicht einbezogen worden waren. Unter den Anwendungsbereich des AAÃ�G fallen
somit auch diejenigen, die auf Grund der am 30. Juni 1990 gegebenen Sachlage
nach der am 1. August 1991 gegebenen bundesrechtlichen Rechtslage einen
fiktiven "Anspruch" auf eine Versorgungszusage gehabt hÃ¤tten (vgl hierzu BSG 
SozR 3-8570 Â§ 1 Nr 2 S 11).

Ein derartiger â�� fiktiver â�� bundesrechtlicher Anspruch auf Erteilung einer
Zusage im Bereich der AVItech hÃ¤ngt gemÃ¤Ã� Â§ 1 der VO-AVItech iVm Â§ 1 Abs
1 Satz 1 und Abs 2 2. DB zur VO-AVItech von den folgenden Voraussetzungen ab
(vgl hierzu BSG SozR 3-8570 Â§ 1 Nr 2 S 14, Nr 5 S 33, Nr 6 S 40 f, Nr 7 S 60, Nr 8 S
74), nÃ¤mlich von
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1. der Berechtigung, eine bestimmte Berufsbezeichnung zu fÃ¼hren (persÃ¶nliche
Voraussetzung), und

2. der AusÃ¼bung einer entsprechenden TÃ¤tigkeit (sachliche Voraussetzung), und
zwar

3. in einem volkseigenen Produktionsbetrieb im Bereich der Industrie oder des
Bauwesens (Â§ 1 Abs 1 2. DB) oder in einem durch Â§ 1 Abs 2 2. DB gleichgestellten
Betrieb (betriebliche Voraussetzung).

2. Obwohl das LSG keine tatsÃ¤chlichen Feststellungen getroffen hat, die eine
Beurteilung ermÃ¶glichen, ob der KlÃ¤ger als Diplom-Ingenieur der Fachrichtung
Milchwirtschaft im Hinblick auf seine BeschÃ¤ftigung als Fachdirektor am 30. Juni
1990 die sachliche Voraussetzung iS der 2. DB zur VO-AVItech erfÃ¼llt und im
Wesentlichen eine seiner beruflichen Qualifikation entsprechende
ingenieurtechnische BeschÃ¤ftigung ausgeÃ¼bt hat, kann der Senat abschlieÃ�end
entscheiden. Denn die Feststellungen des LSG ergeben, dass der KlÃ¤ger am 30.
Juni 1990 bereits nicht die betriebliche Voraussetzung fÃ¼r die Erteilung einer
fiktiven Versorgungszusage erfÃ¼llt hat. Er war nicht in einer den volkseigenen
Produktionsbetrieben iS von Â§ 1 Abs 2 2. DB zur VO-AVItech gleichgestellten VVB,
sondern in einer hiermit nicht identischen Vereinigung, nÃ¤mlich derjenigen der
Betriebe der Milchwirtschaft, einem Zusammenschluss von VEB und
Genossenschaften, also von verschiedenen Arten von sozialistischen
Wirtschaftseinheiten (vgl hierzu Heuer, Wirtschaftsrecht 1985, S 75) beschÃ¤ftigt.
Diese ist in dem Katalog der abschlieÃ�end aufgefÃ¼hrten, den volkseigenen
Produktionsbetrieben gleichgestellten "Einrichtungen" aber nicht enthalten. Das
LSG hat zwar die Rechtsauffassung vertreten, bei der Vereinigung der Betriebe der
Milchwirtschaft habe es sich um eine VVB iS der 2. DB aaO gehandelt; unerheblich
sei, dass in der Vereinigung der Betriebe der Milchwirtschaft sowohl VEB als auch
Genossenschaften (und Kombinate) zusammengefasst gewesen seien. Insoweit hat
das LSG jedoch verkannt, dass es nach den Texten der VO-AVItech iVm der hierzu
ergangenen 2. DB nicht genÃ¼gt, wenn eine Vereinigung einer VVB weitgehend
gleichgestellt war. Vielmehr muss tatsÃ¤chlich eine VVB vorgelegen haben (vgl
hierzu entsprechend BSG SozR 3-8570 Â§ 1 Nr 7 S 65); ein lediglich
kombinatsÃ¤hnlicher Charakter der Vereinigung (vgl Heuer, aaO, S 162) ist insoweit
nicht ausreichend.

a) MaÃ�gebend fÃ¼r die rechtliche Beurteilung der Frage, ob der KlÃ¤ger einen
Anspruch auf Erteilung einer fiktiven Versorgungszusage iS der erweiternden
Auslegung des Â§ 1 Abs 1 AAÃ�G hat, sind die â�� sekundÃ¤r bundesrechtlichen
â�� abstrakt-generellen Regelungen in den Texten der VO-AVItech sowie der 2. DB
zur VO-AVItech. FÃ¼r das SprachverstÃ¤ndnis dieser Texte ist rÃ¼ckschauend auf
den staatlichen Sprachgebrauch der DDR am 30. Juni 1990 abzustellen, an den der
Bundesgesetzgeber angeknÃ¼pft hat (vgl BSG SozR 3-8570 Â§ 1 Nr 2 S 13, Nr 5 S
34, Nr 8 S 73 f). Keine versorgungsrechtliche Bedeutung haben hingegen ua
Richtlinien, da es sich insoweit nicht um eine von einem zustÃ¤ndigen
Rechtsetzungsorgan in der vorgesehenen Form getroffene abstrakt-generelle
Regelung handelt (vgl hierzu entsprechend BSG, Urteil vom 27. Juli 2004 â�� B 4 RA
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13/04 R â�� zur VerÃ¶ffentlichung vorgesehen).

b) Geht man von diesen AuslegungsgrundsÃ¤tzen aus, so wird deutlich, dass Â§ 1
Abs 2 2. DB zur VO-AVItech nur bestimmte Arten von Einrichtungen und
Institutionen auffÃ¼hrt und diese den volkseigenen Produktionsbetrieben
gleichstellt. Lediglich dann also, wenn der KlÃ¤ger am 30. Juni 1990 bei einer der
dort â�� abschlieÃ�end â�� genannten "Einrichtungen", nÃ¤mlich â�� hier allein in
Betracht kommend â�� einer VVB beschÃ¤ftigt war, kÃ¶nnte er unter â�� weiteren
Voraussetzungen â�� unter den Anwendungsbereich des AAÃ�G fallen.

Der â�� soweit erkennbar â�� letzte maÃ�gebliche staatliche Sprachgebrauch der
DDR zu dem Begriff "VVB" ist in der Kombinats-VO 1973 enthalten. Denn Â§Â§ 33 ff
dieser Verordnung sind nicht durch die Verordnung Ã¼ber die volkseigenen
Kombinate, Kombinatsbetriebe und VEB vom 8. November 1979 ((Kombinats-VO
1979) GBl I S 355) aufgehoben worden (Â§ 43 Abs 2 Kombinats-VO 1979). Â§ 34 Abs
1 Kombinats-VO 1973 definiert die VVB als ein wirtschaftsleitendes Organ, dem
VEB, Kombinate und Einrichtungen unterstellt sind. Die Vereinigung der Betriebe
der Milchwirtschaft hÃ¤tte infolgedessen â�� unabhÃ¤ngig von weiteren
Voraussetzungen â�� nur dann ein VVB sein kÃ¶nnen, wenn die zur Vereinigung
gehÃ¶renden Genossenschaften "Einrichtungen" iS von Â§ 34 Abs 1 Kombinats-VO
1973 gewesen wÃ¤ren. Dies war jedoch nicht der Fall.

Die Kombinats-VO 1973 selbst enthÃ¤lt zwar keine Definition des Begriffs
"Einrichtung". Die "VorgÃ¤nger"-Verordnung Ã¼ber die Aufgaben, Rechte und
Pflichten des volkseigenen Produktionsbetriebes vom 9. Februar 1967 (GBl II S 121),
die durch die Kombinats-VO 1973 abgelÃ¶st wurde und auf der diese aufbaut, hat
jedoch allein fÃ¼r VEB und volkseigene Einrichtungen gegolten, also gerade nicht
fÃ¼r Genossenschaften. Denn Â§ 49 Abs 2 der Verordnung von 1967 bestimmte,
dass unter Beachtung der zweigbedingten Besonderheiten die Verordnung auf alle
VEB und volkseigenen Einrichtungen Anwendung finde. Die Differenzierung
zwischen volkseigenen Wirtschaftseinheiten und Genossenschaften entspricht im
Ã�brigen dem Wirtschaftsrecht der DDR. Dieses unterschied (ua) zwischen
volkseigenen Wirtschaftseinheiten, zu denen VEB, Kombinate und volkseigene
Einrichtungen zÃ¤hlten (vgl Heuer, aaO, S 75), und Genossenschaften â�� einem
Zusammenschluss von WerktÃ¤tigen, die auf der Grundlage von Statuten
gemeinsam zu bewirtschaftendes Eigentum bildeten, und den Gewinn ihrer Betriebe
ua zur Auszahlung an ihre Mitglieder verwendeten (vgl Â§ 18 Abs 1
Zivilgesetzbuch/DDR vom 19. Juni 1975; GBl I S 465; vgl hierzu im Ã�brigen BSG 
SozR 3-8570 Â§ 1 Nr 6 S 43).

c) Die auf der Differenzierung beruhende unterschiedliche rechtliche Behandlung
von volkseigenen Wirtschaftseinheiten und Genossenschaften ergibt sich im
Ã�brigen auch aus der vom LSG in Bezug genommenen Anordnung zur
EinfÃ¼hrung der wirtschaftlichen RechnungsfÃ¼hrung in den Vereinigungen fÃ¼r
die Lenkung der milchverarbeitenden Industrie vom 3. Oktober 1967 (GBl II S 708).
Zwar hatten die Vereinigungen danach die fÃ¼r die VVB geltenden GrundsÃ¤tze
des Rechnungswesens anzuwenden. Es wurde dort jedoch bei der Bilanzierung, der
Mittelverwendung und der Fondsbildung klar unterschieden zwischen den VEB und
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den Genossenschaften (Â§ 2 Abs 3, Â§ 3 Abs 5, Â§ 4 aaO; vgl im Ã�brigen Heuer,
aaO, S 162). Gleiches lÃ¤sst sich der â�� ebenfalls â�� vom LSG zitierten
Finanzierungsrichtlinie fÃ¼r die NahrungsgÃ¼terwirtschaft von 1971 entnehmen
(Ziffer IV Nr 2). Wenn dort (Ziffer I.1.2) darauf hingewiesen wird, dass in den
nachfolgenden Ziffern die Vereinigungen als VVB bezeichnet werden, so stellt sich
dies â�� unabhÃ¤ngig davon, dass es sich bei der Richtlinie nicht um eine vom
zustÃ¤ndigen Rechtsetzungsorgan in der vorgesehenen Form getroffene Regelung
handelt und unabhÃ¤ngig von der oben aufgezeigten unterschiedlichen Behandlung
im Rechnungswesen â�� als eine der Vereinfachung dienende AbkÃ¼rzung dar und
nicht als eine Gleichstellung der Vereinigung der Betriebe der Milchwirtschaft mit
einer VVB. DarÃ¼ber hinaus war â�� im Ã�brigen â�� vertretungsberechtigtes
Organ bei der Vereinigung der Betriebe der Milchwirtschaft ein Hauptdirektor und
nicht ein Generaldirektor wie bei der VVB (Â§Â§ 35 Abs 2, Abs 3, 47 Abs 1
Kombinats-VO 1973).

3. Der KlÃ¤ger kann auch nicht im Wege einer weiteren Gesetzes- bzw
Rechtsanalogie auf Grund seiner beruflichen Qualifikation als Diplom-Ingenieur und
auf Grund einer BeschÃ¤ftigung in einem wirtschaftsleitenden "Unternehmen" den
in Â§ 1 Abs 1 Satz 1 und Satz 2 2. DB zur VO-AVItech genannten Gruppen durch
eine nachtrÃ¤gliche Korrektur gleichgestellt werden. Der EV hat grundsÃ¤tzlich nur
die Ã�berfÃ¼hrung damals bestehender VersorgungsansprÃ¼che und
-anwartschaften von "Einbezogenen" in das Bundesrecht versprochen und
Neueinbeziehungen â�� worauf bereits hingewiesen â�� ausdrÃ¼cklich untersagt.
Das Verbot der Neueinbeziehung auf Grund von der DDR erlassenen
Versorgungsregelungen ist verfassungsgemÃ¤Ã�. Eine Erweiterung des
einbezogenen Personenkreises durch vollziehende Gewalt oder Rechtsprechung
Ã¼ber die in Â§ 1 Abs 1 AAÃ�G selbst angelegte Modifikation hinaus ist nicht
erlaubt (Art 20 Abs 3 GG) und wÃ¼rde das Einbeziehungsverbot unterlaufen. Der
Bundesgesetzgeber durfte an die im Zeitpunkt der Wiedervereinigung
vorgefundene Ausgestaltung dieser Versorgungssysteme in der DDR ohne WillkÃ¼r
anknÃ¼pfen (vgl hierzu BSG SozR 3-8570 Â§ 1 Nr 2 S 16, Nr 8 S 79). Art 3 Abs 1
und 3 GG gebieten nicht, vorhandene Ungleichheiten rÃ¼ckwirkend zu Lasten der
heutigen Beitrags- und Steuerzahler auszugleichen (vgl hierzu BVerfG, Beschluss
vom 4. August 2004 â�� 1 BvR 1557/01).

4. Die Revision hat mithin Erfolg.

5. Die Kostenentscheidung beruht auf Â§Â§ 183, 193 SGG.

Erstellt am: 10.01.2005

Zuletzt verändert am: 20.12.2024
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